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// Im Blickpunkth

Der Entwurf des Jahressteuergesetzes 2009 sieht auch eine Novelle des REIT-Gesetzes vor. Mit § 19a Abs. 1 Satz 1 REITG-E soll

die Ber�cksichtigung von steuerlichen Vorbelastungen bei der Aussch�ttung von Dividenden an REIT-Aktion�re dadurch ge-

regelt werden. Korezkij erl�utert die Neuregelung und zeigt Unklarheiten auf, wobei insbesondere die Frage der Vorbelastung

f�r Probleme sorgen wird. Die steuerliche Behandlung ausl�ndischer Gewerbesteuer und die Gefahren einer Doppelbesteue-

rung erl�utert Kollruss in seinem Beitrag.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Umsatzsteuerbefreiung bei der

�bertragung von Versicherungsvertr�gen –

Vorlage an den EuGH

Mit Beschluss vom 16.4.2008 – XI R 54/06 – hat

der BFH den EuGH mit der Frage angerufen, ob

die entgeltliche �bertragung von Lebensr�ck-

versicherungsvertr�gen von einer Versicherung

auf eine andere (vorliegend auf ein in der

Schweiz ans�ssiges Versicherungsunternehmen,

das demselben Konzern wie die Kl�gerin ange-

h�rt) ein nach der Richtlinie 77/388/EWG von

der Umsatzsteuer befreiter Versicherungsumsatz

ist (Auslegung der gemeinschaftsrechtlichen Be-

griffe des „Versicherungsumsatzes“ gem�ß

Art. 9 Abs. 2 Buchst. e f�nfter Gedankenstrich

und des „R�ckversicherungsumsatzes“ in Art. 13

Teil B Buchst. a der Richtlinie 77/388/EWG).

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1366-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Außenpr�fung bei zur Verschwiegen-

heit verpflichteten und zur Auskunftsver-

weigerung berechtigten Berufstr�gern

Mit Urteil vom 8.4.2008 – VIII R 61/06 – hat der

BFH entschieden, dass auch gegen gesetzlich zur

Verschwiegenheit verpflichtete und zur Verwei-

gerung von Ausk�nften berechtigte Personen

(z.B. StB, WP) eine Außenpr�fung angeordnet

werden kann. Die Rechtm�ßigkeit der Pr�fungs-

anordnung wird nicht durch die sp�tere Form

der Durchf�hrung der Außenpr�fung beein-

tr�chtigt. F�r eine vorbeugende Unterlassungs-

klage gegen die Finanzbeh�rde, sich bereits vor

Beginn der Außenpr�fung zu verpflichten, keine

mandantenbezogenen Kopien oder Kontrollmit-

teilungen anzufertigen, fehlt in aller Regel das er-

forderliche besondere Rechtsschutzbed�rfnis.

Die Finanzbeh�rdemuss im Einzelfall im Rahmen

pflichtgem�ßer Ermessensaus�bung �ber die

Anfertigung von Kontrollmitteilungen entschei-

den und den Steuerpflichtigen (Berufstr�ger)

rechtzeitig von einer entsprechenden Absicht in-

formieren. Dem Steuerpflichtigen wird dadurch

die M�glichkeit er�ffnet, sich mit den gesetzlich

einger�umten Rechtsbehelfen im konkreten Fall

gegen die Umsetzung zurWehr zu setzen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1366-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Gewerbliche Eink�nfte einer

Freiberufler-Personengesellschaft

MitUrteil vom8.4.2008–VIII R73/05–hatderBFH

entscheiden, dass, beteiligt sich eine so genannte

Freiberufler-Kapitalgesellschaft mitunternehme-

risch an einer Freiberufler-Personengesellschaft,

die Personengesellschaft insgesamt gewerbliche

Eink�nfte erzielt. Keine Zweifel bestehen an der

Verfassungsm�ßigkeit der Gewerbesteuer und

der Abf�rberegelung in § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG, so

der BFH (hierzu auch BVerfG, Beschluss vom

15.1.2008–1BvL2/04,BBL2008-1253-2).

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1366-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Nutzung des Dienstwagens f�r Fahrten

zwischenWohnung und Arbeitsst�tte

Mit zwei Urteilen vom 4.4.2008 – VI R 68/05 und

VI R 85/04 – hat der BFH entschieden, dass es bei

Anwendung der 0,03% Pauschale f�r die Nut-

zung eines Dienstwagens f�r Fahrten zwischen

Wohnung und Arbeitsst�tte darauf ankommt, ob

und in welchem Umfang der Dienstwagen tat-

s�chlich f�r Fahrten zur Arbeitsst�tte genutzt

wird. F�r die Ermittlung des Zuschlags kommt es

daher ebenso wie bei der Entfernungspauschale

auf die tats�chlichen Nutzungsverh�ltnisse an.

Wird der Dienstwagen auf dem Weg zwischen

Wohnung und Arbeitsst�tte nur auf einer Teil-

strecke eingesetzt (VI R 68/05: Anfahrt zum Park-

and-Ride-Parkplatz), beschr�nkt sich der Zu-

schlag auf diese Teilstrecke. Zwar besteht ein An-

scheinsbeweis daf�r, dass der Arbeitnehmer den

Dienstwagen f�r die Gesamtstrecke nutzt. Der

Anscheinsbeweis ist aber bereits dann entkr�ftet,

wenn f�r eine Teilstrecke eine auf den Arbeitneh-

mer ausgestellte Jahres-Bahnfahrkarte vorgelegt

wird. Das Urteil VI R 85/04 betraf den Fall eines

Außendienstmitarbeiters, der am Betriebssitz sei-

nes Arbeitgebers die regelm�ßige Arbeitsst�tte

hatte. Der BFH hat die Sache zur�ckverwiesen. Es

sind Feststellungen dazu zu treffen, ob der Kl�ger

f�r seine w�chentlichen Fahrten zwischen seiner

Wohnung und dem Betriebssitz des Arbeitgebers

den Dienstwagen tats�chlich genutzt hat.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1366-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Ermittlung der Fahrtkosten im

Rahmen einer l�ngerfristigen, jedoch

vor�bergehenden beruflichen

Bildungsmaßnahme

Mit Urteil vom 10.4.2008 – VI R 66/05 – hat der

BFH entschieden, dass, f�hrt ein vollbesch�ftig-

ter Arbeitnehmer eine l�ngerfristige, jedoch vor-

�bergehende berufliche Bildungsmaßnahme

durch, der Veranstaltungsort im Allgemeinen

nicht zu einer weiteren regelm�ßigen Arbeits-

st�tte i. S. des § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG a.F.

wird. Die Fahrtkosten des Arbeitnehmers zu der

Bildungseinrichtung sind deshalb nicht mit der

Entfernungspauschale, sondern in tats�chlicher

H�he als Werbungskosten zu ber�cksichtigen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1366-5

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
JStG 2009 im Kabinett beschlossen

Das Kabinett hat am 18.6.2008 den Regierungs-

entwurf zum JStG 2009 beschlossen. Durch den

Entwurf wird u. a. der Anwendungsbereich des

§ 2a EStG auf Verluste aus Drittstaaten be-

schr�nkt, die steuerliche Behandlung im Bereich

der Daseinsvorsorge der �ffentlichen Hand wird

in § 8 Nr. 7 KStG geregelt und § 15 AStG (Be-

steuerung ausl�ndischer Familienstiftungen) soll

ge�ndert werden. Nicht enthalten ist die zuletzt

diskutierte Neuregelung des § 8b Abs. 4 KStG

zur Besteuerung von Dividenden aus Streube-

sitzbeteiligungen. Der Regierungsentwurf ist ab-

rufbar unter www.bundesfinanzministerium.de.
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